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Präambel 
 

Nach § 2, § 9 und § 13a BauGB in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuch BauGB in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 12.07.2023 i. V. m. Art. 81 der Bayerischen Bauordnung 

(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2023 und Art. 23 ff. der 

Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2023, erlässt die 

Gemeinde Asbach-Bäumenheim folgenden  

 

Bebauungsplan  
mit integrierter Grünordnung 

 
„Hamlar-Süd“ 

 
als Satzung 
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A) Allgemeine Vorschriften 
 

1. Inhalt des Bebauungsplanes  
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Hamlar-Süd“ gilt die vom 

Ingenieurbüro VOGG, Großaitingen ausgearbeitete Bebauungsplanzeichnung in der Fassung 

vom 06.05.2025 die zusammen mit nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan bildet. 

 

Der Geltungsbereich umfasst die in der Planzeichnung mit der Geltungsbereichsgrenze 

umschlossene Fläche der Grundstücke Flur Nr. 2598, 2599 und 2596/2 Gemarkung Asbach-

Bäumenheim 

 

2. Bestandteile 
Der Bebauungsplan „Hamlar-Süd“ besteht aus der Bebauungsplanzeichnung M 1:1000 und 

diesen textlichen Festsetzungen jeweils in der Fassung vom 06.05.2025 sowie das Gutachten 

vom 03.02.2025 des Büro KOKAI, Weilheim zu den Belangen des Hochwasserschutzes. 

 

Beigefügt ist die Begründung zum Bebauungsplan in der Fassung vom 06.05.2025 
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B) Textliche Festsetzungen / Planungsrechtliche 
Festsetzungen 
 

1.  Art der baulichen Nutzung 
 

Das Gebiet innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wird entsprechend der 

Darstellung in der Planzeichnung als Gewerbegebiet GE im Sinne des § 8 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt.  

 

Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 

Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und 

öffentliche Betriebe. 

 

Folgende nach § 8 Abs. 2 bzw. 3 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen 

Nutzungen sind ausgeschlossen: 

 

• Tankstellen, 

• Anlagen für sportliche Zwecke, 

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 

und Baumasse untergeordnet sind, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

• Vergnügungsstätten, 

• Bordelle und bordellähnliche Betriebe. 

 

Ferner sind jegliche Einzelhandelsbetriebe mit mehr als 100 m² Betriebsfläche bzw. deren 

Agglomeration ausgeschlossen. 

 

2.  Maß der baulichen Nutzung 
 

2.1  GRZ / GFZ Grundflächenzahl GRZ als Höchstmaß.  

Die Grundfläche GRZ aller oberirdischen Gebäude im 

Geltungsbereich wird auf 0,80 begrenzt.  

Eine Geschoßflächenzahl GFZ wird nicht festgesetzt 

 

2.2  Gesamthöhe  Die höchstzulässige Gesamthöhe GH der Gebäude ist durch 

Planeintrag (Nutzungsschablone) festgesetzt. Untere 
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Bezugshöhe ist die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses. 

Obere Bezugshöhe ist der höchste Punkt des Daches bzw. der 

Attika. Die zulässige Gesamthöhe darf durch technische 

Einrichtungen wie z.B. Lüftungsanlagen, Lüftungszentralen, 

Aufzüge etc. um bis zu 5,0 m überschritten werden. 

 

2.3  OK FFB EG Die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses ist durch Planeintrag 

(Nutzungsschablone) festgesetzt. 

 

3.  Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 

3.1   Baugrenze zur Kennzeichnung der überbaubaren 

Grundstücksfläche.  

 

3.2 Bauweise Es wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 

festgesetzt. In der abweichenden Bauweise sind Gebäude 

entsprechend der offenen Bauweise nach § 22 Abs. 2 Satz 1 

BauNVO zu errichten. Eine Längenbeschränkung der Gebäude 

nach § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO besteht nicht. 

 

3.2  Abstandsflächen Soweit in der Planzeichnung nicht anders festgesetzt, gelten in 

allen Baugebieten die Abstandsflächen gemäß Art. 6 der 

Bayerischen Bauordnung (Art. 6 Abs. 5 Satz 2 und 3 der BayBO). 

 

4.  Stellplätze 
 

4.1  Zahl der Stellplätze  Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Asbach-Bäumenheim. 

Die Stellplätze können auch außerhalb des Geltungsbereiches in 

einer Entfernung von bis zu 200 m nachgewiesen werden. 

 

4.2  Tiefgaragen Tiefgaragen sind nicht zulässig. 
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5.  Bedachungen 
 

5.1  Dachform Es sind Satteldächer (Dachneigung 15° – 25°), Pultdächer 

(Dachneigung 5° – 15°) und Flachdächer (Dachneigung 0° – 5°) 

zulässig. 

 

5.2  Bedachung  Die Dächer aller Gebäude sind nach Möglichkeit extensiv zu 

begrünen, es sei denn betriebliche Erfordernisse sprechen 

dagegen. Photovoltaik-Anlagen sind zulässig. 

 

6.  Einfriedungen 
 

Es sind Zäune und Mauern mit einer Höhe bis 2,0 m über fertiger Gelände-Oberkante zulässig, 

die nach Möglichkeit und den entsprechenden Platzverhältnissen mit Bäumen und Sträuchern zu 

hinterpflanzen sind (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. der BayBO). Wenn betriebliche Belange oder 

Belange des Hochwasserschutzes dies erfordern, sind auch höhere Einfriedungen bis zu 3,0 m 

Höhe zulässig. 

 

7. Nebenanlagen 
 

Nebenanlagen im Sinne § 14 Abs. 1 BauNVO sind außerhalb der Baugrenze unzulässig. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind Entwässerungsanlagen, Anlagen zur 

Vorhaltung der erforderlichen Löschwassermenge sowie Gas-, Wasser- und Stromversorgung 

zulässig (§ 14 Abs. 2 BauNVO). 

 

8. Abwasserbeseitigung (Schmutz- / Regenwasser) 
 

Die Niederschlagswasserbeseitigung muß durch Versickerung im Plangebiet oder im westlich 

des Plangebietes befindlichen Sickerbecken erfolgen. 

 

Schmutzwasser ist in den gemeindlichen Schmutzwasserkanal einzuleiten. 
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9. Immissionsschutz 
 

Der schalltechnische Nachweis zur Einhaltung der Anforderungen der Beurteilungsvorschrift 

„Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA Lärm) vom 26.08.1998 mit Änderung vom 

01.06.2017, ist unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der 

Genehmigung zu führen. In begründeten Ausnahmefällen kann auf den schalltechnischen 

Nachweis verzichtet werden. Dies ist jedoch vor Bauantragsstellung mit der 

Genehmigungsbehörde abzustimmen.  

 

10. Werbeanlagen 
 

10.1 Grundsätzlich sind Werbeanlagen, gleich ob am Gebäude oder freistehend, in Art Form, 

Größe, Lage, Material und Ausdehnung so zu planen und auszuführen, dass sie sich 

gestalterisch und städtebaulich in den jeweiligen Gesamtentwurf einfügen. Die Größe der 

jeweiligen Werbeanlage darf dabei einen gestalterisch vertretbaren Rahmen im Verhältnis zum 

jeweiligen Objekt und Gebäude nicht überschreiten (Art. 8 BayBO). 

 

10.2 Werbeanlagen sind grundsätzlich nur innerhalb der überbaubaren Flächen im Bereich der 

Fassaden bzw. Dachrandverkleidungen anzubringen; dabei darf die Größe der Werbeanlagen je 

Fassadenseite 30 % der jeweiligen Fassadenfläche nicht überschreiten. Sie sind nur an der Stätte 

der Leistung zulässig. Ausnahmen hiervon können zugelassen werden, wenn ein besonderes 

Informationsbedürfnis besteht oder als Wegweisung. Das Orts- und Straßenbild darf nicht gestört 

werden, verkehrliche Belange dürfen nicht entgegenstehen (Art. 8 BayBO). 

 

10.3 Zulässig sind auch freistehende Werbeanlagen mit einer Gesamthöhe bis zu 4,0 m und einer 

Breite von maximal 2,0 m (Art. 8 BayBO). 

 

10.4 Die freistehenden Werbeanlagen können abweichend von Absatz 2 auch dann außerhalb 

der überbaubaren Flächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und Baugrenze zugelassen 

werden, wenn Hinweis- und Informationsbedürfnisse bestehen, das Straßenbild nicht 

beeinträchtigt wird und die Verkehrssicherheit (Sichtverhältnisse) gewährt bleibt (Art. 8 BayBO). 

 

10.5 Werbeanlagen über der Dachkante sowie blinkende und bewegliche Werbeanlagen sind 

unzulässig, ferner großflächiges Bekleben oder Bemalen von Schaufenstern (Art. 8 BayBO). 
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11. Grünordnung 
 

Auf den Flächen für „Ortsrandeingrünung“ des Planareals sind die Pflanzen der Pflanzenliste im 

zu pflanzen. Die Pflanzung ist nach Möglichkeit 1- bis 2-reihig mit einem Pflanzenabstand von 

ca. 1,5 m zu gestalten.  

 

Es sind entlang der Randeingrünung mindestens 20 hochwüchsige Laubbäume der Artenliste zu 

pflanzen.  

 

Einheitliche Heckenpflanzungen sind untersagt. Es sind die Pflanzen der Arten der Pflanzenliste 

im angegebenen Verhältnis zu pflanzen. 

 

Fertigstellungstermin der Pflanzung 

Der Fertigstellungstermin ist spätestens ein Jahr nach der Fertigstellung der Gebäude. 

 

Pflanzenliste 

 

Bäume: Acer campestre - Feldahorn 
  Carpinus betulus - Hainbuche 
  Prunus avium  - Vogelkirsche 
  Pyrus pyraster - Wildbirne 
   
Sträucher: Corylus avellana - Gewöhnliche Hasel 
  Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
  Ligustrum vulgare - Gewöhnlicher Liguster 
  Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
  Prunus spinosa - Schlehe 
  Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
  Viburnum lantana  - Wolliger Schneeball 
 

Pflanzengröße: 

Bäume: mind. 3 x v, m.B., STU mind. 16 – 18 cm. 

Sträucher: mind. 2 x v., 100 – 150,  

 

Es sind autochthone Pflanzen zu verwenden. Der Nachweis ist zu erbringen. 

 

Erhaltung und Pflege der Pflanzung 

Sämtliche Pflanzungen, sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und 

vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzen sind artgleich zu ersetzen. Es dürfen keine 

chemischen Pflanzenschutzmittel zur Beseitigung von unerwünschtem Aufwuchs angewandt 

werden. Bäume sind bis zur Ausbildung eines gleichmäßigen Kronenaufbaues gegebenenfalls 

mit einem Erziehungsschnitt zu versehen, anschließend ist im Rahmen der Unterhaltungspflege 
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nur noch in Zeitabständen von 5 – 10 Jahren das Totholz zu entfernen. 

Sträucher sind bedarfsorientiert ca. alle 10 - 15 Jahre während der Vegetationsruhe sukzessive 

zur Verjüngung auf den Stock zu setzen bzw. zurückzunehmen (jedoch nicht mehr als 20%  der 

Hecke). 

Vegetationsflächen 

Die unbebauten Grundstücksflächen – auch innerhalb der Baugrenzen – sind gärtnerisch zu 

gestalten, sofern sie nicht als Geh und, Fahrfläche, sowie als Lager- oder Stellplatz benötigt 

werden. 

 

Hinweise 
Für weitere Gehölzpflanzungen, die nicht im Plan festgesetzt sind, sollen bevorzugt ebenfalls die 

in der Artenliste aufgeführten Arten verwendet werden. Koniferen und exotisch wirkende Gehölze 

sind zu vermeiden. Der Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Bei Oberbodenarbeiten sind die Richtlinien 

der DIN 18 320, DIN 18 915 und DIN 18 300 zu beachten. 

DIN 18 320: Grundsätze des Landschaftsbaus 

DIN 18 915: Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke 

DIN 18 300: Erdarbeiten 

 

12. Hochwasserschutzmaßnahmen 
 

Lage im Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten: 

Das Planungsgebiet befindet sich in einem Risikogebiet außerhalb von 

Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Abs. 1, WHG. Dies sind vereinfacht alle 

Flächen, die von Gefahrenkarten für HQextrem umfasst werden abzüglich der festgesetzten oder 

vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete. Es besteht die entsprechende nachrichtliche 

Übernahme- und Kennzeichnungspflicht, der hiermit Genüge getan wird. Zum Schutz von Leben 

und Gesundheit sowie zur Vermeidung erheblicher Sachschäden sind je nach Betroffenheit 

Sicherungs- und Vorsorgemaßnahmen erforderlich (§ 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 WHG). Über die 

nachfolgend genannten Festsetzungen hinaus, sind ggfs. weitere Maßnahmen gemäß § 9 Abs. 

1 Nr. 16 Buchst. c BauGB zu treffen, um die Schäden bei Extremhochwasser zu minimieren. Es 

wird dringend empfohlen, hierfür im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens eine 

Risikobeurteilung durchzuführen.  
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Festsetzungen zu Hochwasserbelangen: 

Gebäude / Wohngebäude sind bis zur OK FFB wasserdicht zu errichten (Keller wasserdicht und 

auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, 

Installationsdurchführungen, etc.). 

Die Gebäudetechnik, insbesondere die Heizungs-, Abwasser- und Elektroinstallation muss an 

das Extremhochwasser (HQextrem) angepasst sein. 

In öffentlichen Gebäuden müssen öffentlich zugängliche Fluchtmöglichkeiten in höhere 

Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein. 

Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten, wenn andere weniger 

wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen 

oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. 
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C) Textliche Hinweise 
 

1. Immissionsschutz: 

Immissionen aus der südlich des Geltungsbereiches verlaufenden Bahnlinie Donauwörth – 

Neuburg a.d. Donau sowie der Bundesstraße B16 Günzburg – Ingolstadt sind hinzunehmen. 

 

2. Denkmalschutz 

Alle Beobachtungen und Funde (auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, 

Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben aus Keramik oder Glas und Knochen) müssen 

unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem 

Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt werden. 

Solche Entdeckungen unterliegen nach Art. 8 Abs 1-2 DSchG (Denkmalschutzgesetz) der 

gesetzlichen Anzeigepflicht. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer oder Besitzer der 

Grundstücke, Bauunternehmer und örtliche Bauaufsicht) ist entsprechend auf die gesetzlichen 

Vorschriften zum Auffinden von Bodendenkmälern hinzuweisen. 

Die aufgeführten Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf einer Woche nach der 

Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 

Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

 

3. Erneuerbare Energien: 

Die Gemeinde Asbach-Bäumenheim möchte weiter die Nutzung der erneuerbaren Energien 

vorantreiben. Die Ausrüstung der Gebäudetechnik mittels ressourcenschonender Heizsysteme 

als auch die Dämmung der Gebäude - auch über die Anforderungen des aktuellen GEG hinaus 

– soll geprüft werden. Die Errichtung von E-Ladestationen für Pkw und Fahrrad soll geprüft 

werden. Photovoltaik-Anlagen sind so zu errichten, dass eine unnötige Blendwirkung der Anlagen 

auf die umliegende (Wohn-) Bebauung vermieden wird. 

 

4. Starkregen und Hochwasserereignisse: 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen 

auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das 

Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft 

verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante / über Gelände wird 

empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit 

Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.  

Anlagen kritischer Infrastruktur sowie bauliche Anlagen, die ein komplexes 

Evakuierungsmanagement erfordern, sollten nicht im Risikogebiet verwirklicht werden, es sei 

denn, sie erfüllen die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 Satz 2 WHG (siehe auch Ziffer II.3 

der Anlage zur „Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 

Hochwasserschutz (BRPHV) vom 19.08.2021). 
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Durch bauliche Maßnahmen und eine hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung können 

Schäden am Bauvorhaben durch Überflutungen begrenzt oder gar vermieden werden (Hinweis: 

Hochwasserschutzfibel des Bundes). Entsprechende Vorkehrungen obliegen auch den 

Bauherren (§ 5 Abs. 2 WHG). 

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

 

Bei Risikogebieten hinter Hochwasserschutzanlagen:  

Bei Hochwasser kann der Grundwasserstand bis zur Geländeoberkante ansteigen, bei wenig 

durchlässigen Deckschichten können sich auch gespannte Grundwasserverhältnisse mit 

Druckhöhen bis zur Höhe des Wasserstands im Fluss einstellen. Die baulichen Anlagen sind 

entsprechend auszubilden. Eine Entspannung des Grundwassers z.B. durch Dränagen ist wegen 

der Mehrbelastung der Binnenentwässerung nicht zulässig.“  

 

5. Grundwasser 

Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich dem 

Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- und 

Schichtenwasser sichern muss. 

Ein Baugrundgutachten mit zugehöriger Baugrunduntersuchung liegt vor. Dieses weist einen 

GW-Spiegel von 398,10 m ü.NN. aus. Dies entspricht einem GW-Stand bezogen auf die mittlere 

GOK von rd. – 2,90 m. Dies bedeutet, dass Keller voraussichtlich im Grundwasser zu liegen 

kommen. Die Ausbildung wasserdichter Keller wird empfohlen. Ein hydrogeologisches Gutachten 

wird empfohlen. 

Tiefbaumaßnahmen wie Keller oder Tiefgaragen, die eine Barrierewirkung im Grundwasser 

erzeugen, werden wasserrechtlich als Benutzungstatbestände nach § 9 WHG angesehen und 

benötigen eine gesonderte, eigenständige wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG. Diese ist 

unter Vorlage aussagekräftiger und vollständiger Unterlagen rechtzeitig vor Baubeginn beim 

Landratsamt Donauwörth zu beantragen. Die Unterlagen müssen eine Aussage zur Auswirkung 

der Grundwasserbenutzung auf die Rechte Dritter und das naturräumliche Umfeld beinhalten. 

Sollten bei den Baumaßnahmen selbst schon Grundwasserabsenkungen erforderlich sein, ist im 

Sinne einer nachhaltigen Grundwasserbewirtschaftung eine geschlossene Bauwasserhaltung 

mittels Schlitz- oder Spundwänden, die bis in den Grundwasserstauer einbinden, vorzuziehen. 

Alternativ ist das unschädliche Wiedereinleiten des abgepumpten und unverschmutzten Wassers 

über eine geeignete Versickerungseinrichtung in das Grundwasser anzustreben. 

Bauwasserhaltungen, bzw. Grundwasserabsenkungen bedürfen einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis. 

 

6. Altlasten / Bodenschutz 

Aufgrund der gewerblichen bzw. industriellen Nutzung als Maschinenbaubetrieb mit Lackiererei 

seit den 1960er Jahren liegt ein Altlastenverdacht vor. Im Vorfeld des Gebäudeabbruchs sollte 
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daher eine Historische Erkundung zu Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen durch 

einen Sachverständigen nach § 18 BBodSchG für diese Bereiche des südlichen Werksgeländes 

durchgeführt und ein Untersuchungskonzept für die Orientierende Untersuchung für den 

Wirkungspfad Boden – Grundwasser erstellt werden. 

Die SINUS CONSULT GmbH wurde von der Grenzebach GmbH & Co. KG mit der Durchführung 

der Historischen Erkundung (HE) und der Erstellung eines Untersuchungskonzepts für die 

Orientierende Untersuchung hinsichtlich des Wirkungspfades Boden – Grundwasser beauftragt. 

Das Untersuchungsgebiet der HE umfasst die vorgenannten abzubrechende Gebäude. 

Voruntersuchungen zu Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen liegen nicht vor. Für die 

historische Erkundung erfolgten eine Auswertung der durch den Auftraggeber zur Verfügung 

gestellten Unterlagen (Bauanträge, Planunterlagen, Nutzungshistorie) und eine Ortsbegehung 

am 22.08.2024. Ferner wurden die Ergebnisse verschiedener Baugrunduntersuchungen 

hinsichtlich des geologischen Schichtaufbaus und der Grundwasserverhältnisse ausgewertet. 

Für die nachfolgend aufgeführten Flächen bzw. Gebäude(teile) resultiert ein 

Untersuchungsbedarf für die Orientierende Untersuchung mithilfe von Rammkernsondierungen 

(RKS) bzw. für Beweissicherungsuntersuchungen (BWS) nach dem Gebäudeabbruch. Das 

Untersuchungskonzept ist in der nachfolgenden Tabelle zusammengefasst. 

 

Halle Altlastenrelevante 
Nutzung 

Verdachtsparameter Vorgeschlagener 
Untersuchungsumfang 

A frühere Ölheizung 
(Betrieb bis ca. 1987) 

MKW, PAK 1 RKS (Bereich ehem. 
unterirdischer 
Heizöltank) 

D Zerspanung MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

2 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

1 Zerspanung MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

2 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

Heizöltank (im Lager, 
26,4 m³) 

MKW BWS nach Abbruch 
(Sohlprobe, ggf. Schurf) 
oder ggf. 1 RKS 

2 Zerspanung MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

2 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

6 + 7 Metallzuschnitt / 
Blechbearbeitung 
(bis ca. 2016) 

MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

8 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

8 

(Neben-

raum) 

Nebenraum: 

Trafostation 

PCB7, MKW BWS nach Abbruch 
(Sohlprobe, ggf. Schurf) 



Bebauungsplan „Hamlar-Süd“ 
Satzung in der Fassung vom 06.05.2025 
 

 

Seite 15 von 17 
 

8 

(Anbau) 

Anbau: Lacklager LHKW, BTEX, SM 
(KVO + As, inkl. 
ChromVI) 

BWS nach Abbruch 
(Sohlprobe, ggf. Schurf) 

9 Alte Lackiererei mit 
Reinigungskabine 
(ges. 3 Kabinen, 
Baujahr 1982) 

SM (KVO + As, inkl. 
ChromVI), BTEX + 
LHKW (BL/Methanol) 

2 RKS mit 
Bodenluftuntersuchung 
am Rand der 
neuen Lackierkabine 
(soweit möglich); 
BWS nach Abbruch 
(Sohlproben, ggf. Schürfe) 

10 Blechfertigung MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

5 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

Waschhalle 
Lackiererei 

SM (KVO + As, inkl. 
ChromVI), BTEX + 
LHKW (BL/Methanol) 

1 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 
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11 + 12 Zerspanung, 
Montagehalle 

MKW, EOX, SM, PAK; 
BTEX + LHKW 
(BL/Methanol) 

8 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

- - - PAK, SM BWS nach Abbruch 
(Sohlprobe, ggf. Schurf) 

Hof 

(ehem. 

Halle 16 

Lagerung von 
Abfällen 
(abgebrochener 
Teil Halle 16) 

MKW, PAK, BTEX + 
LHKW (BL/Methanol) 

2 RKS mit 

Bodenluftuntersuchung 

Hof Ehem. Waschanlage 
südöstlich Gebäude 
D 

MKW, PAK, BTEX + 
LHKW (BL/Methanol) 

2 RKS mit 
Bodenluftuntersuchung 
(Bereich Waschanlage 
+ neben Kanalschacht, wenn wg. 
Spartensituation möglich) 

 

7. Niederschlagswasserbeseitigung 

Mit Einreichen des Bauantrags, des Antrags auf Genehmigungsfreistellung oder des Antrags auf 

Nutzungsänderung sind Nachweise und Planungen der Niederschlagswasserbehandlung 

vorzulegen. Das nicht verschmutzte Niederschlagswasser muß vor Ort bzw. ortsnah versickert 

werden. Sofern der Untergrund eine derartige Versickerung nicht zulässt, sind andere 

Versickerungstechniken, wie Rigolen- oder Muldenversickerung anzuwenden. Rohr- oder 

Schachtversickerung sind unzulässig. Bei der Planung und Ausführung der Sickeranlagen ist das 

DWA Arbeitsblatt A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 

Niederschlagswasser“ der Abwassertechnischen Vereinigung e. V. in der jeweils gültigen 

Fassung anzuwenden. Grundsätzlich sind für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem 

Niederschlagswasser die Anforderungen der „Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose 

Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser“ (Niederschlagswasserfreistellungs-

verordnung - NWFreiV) zu beachten. Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches 

Verfahren durchzuführen. Die Unterlagen sind bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen.  

 

8. Rückstau aus dem Kanalnetz 

Bei der Erstellung der Hausanschlußkanäle / Grundstücksentwässerung mit Anschluß an die 

öffentliche Kanalisation sind – insbesondere zur Verhinderung von Rückstauereignissen – die 

entsprechenden DIN-Normen zu Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke zu 

beachten. 

 

9. Pflanzungen / Mutterboden 

Der Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 

und Vergeudung zu schützen. Bei Oberbodenarbeiten sind die Richtlinien der DIN 18 320, DIN 

18 915 und DIN 18 300 zu beachten. 

DIN 18 320: Grundsätze des Landschaftsbaus (Ausgabe 2019-09) 

DIN 18 915: Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke (Ausgabe 2018-06) 

DIN 18 300: Erdarbeiten (Ausgabe 2019-09) 
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D) Verfahrensvermerke 
 

Aufstellungsbeschluss nach § 2 (1) BauGB 
Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss 
 

am 15.10.2024 
am  

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB sowie 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB zum Entwurf i.d.F.v. 
18.02.2025 
 

vom 10.03.2025 
bis 14.04.2025 

Abwägung / Billigungs- und Auslegungsbeschluss  
Bekanntmachung Beschluss 
 

am 06.05.2025 
am ……….. 

Öffentliche Auslegung des Entwurfes i.d.F.v. 30.09.2024 nach § 3 
(2) BauGB bei der Gemeindeverwaltung sowie Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) 
BauGB 
 

vom ……….. 
bis ……….. 

Abwägung / Satzungsbeschluss über den Entwurf in der Fassung 
vom ………… nach § 10 (1) BauGB in der Sitzung  
 

am  

Bestätigung der Verfahrensvermerke Gemeinde Asbach-
Bäumenheim 
 
 
 
 
 
………………………………….. 

Erster Bürgermeister 
Martin Paninka 

Öffentliche Bekanntmachung und Inkrafttreten § 10 (3) BauGB: 
 
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Hamlar-Süd“ wurde 
am ………. gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 
Der Bebauungsplan mit Erläuterung wird seit diesem Tag zu den 
Dienststunden im Rathaus zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit wirksam. Auf die Rechtsfolgen des § 215 
(1) BauGB ist hingewiesen worden. 

Gemeinde Asbach-
Bäumenheim 
 
 
 
 
 
………………………………….. 

Erster Bürgermeister 
Martin Paninka 
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